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Über- und außerplanmäßige Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen 
im vierten Vierteljahr des Haushaltsjahres 2003 


Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen vom 10. März 2004 
-II A2-H 1221-2/04- 


Gemäß § 37 Abs. 4 BHO übersende ich die Zusammenstellung der über- und 
außerplanmäßigen Ausgaben sowie Verpflichtungsermächtigungen im 4. Vier- 
teljahr des Haushaltsjahres 2003. Auf die erstmalig - entsprechend einer For- 
derung des Bundesrechnungshofes in den Feststellungen zur Haushalts- und 
Vermögensrechnung des Bundes 2002 - aufgenommene Ziffer 3. der Zusam- 
menstellung (Über- und außerplanmäßige Ausgaben ohne Einwilligung des 
Bundesministeriums der Finanzen) weise ich hin. 
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Über- und außerplanmäßige Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen 
im 4. Vierteljahr des Haushaltsjahres 2003 

1. Ober- und auBerplanmäßige Ausgaben 


Einzel- 

plan/ 

Kapitel/ 

Titel 

Einzelplan- / Kapitelbezeichnung / Zweckbestimmung 

Begründung der über- und außerplanmäßigen Ausgabe 

Ansatz laut 
Haushalts- 
plan 2003 

T€ 

bewilligte 
übe ^/außer- 
planmäßige 
Ausgabe 

T€ 

1 

2 

3 

4 


03 Bundesrat 

03 01 Bundesrat 

526 02 Sachverständige 26 27 

Gemeinsame Kommission von Bundestag und Bundesrat zur Modernisierung der 
bundesstaatlichen Ordnung. Die überplanmäßige Ausgabe dient der Erfüllung einer 
Rechtsverpflichtung. Die Rechtsverpflichtung beruht auf Art. 50 GG. 

04 Bundeskanzler und Bundeskanzleramt 

04 05 Die Beauftragte der Bundesregierung für Kultur und Medien 

685 92 Kosten der Neuordnung im Rundfunkbereich 4.225 142 

Erstattung der Versorgungsleistungen und Beihilfen für ehemalige Mitarbeiter des 
DLF und RIAS an Deutschlandradio. 


06 Bundesministerium des Innern 

06 40 Bewilligungen für Spätaussiedler, Deutsche Minderheiten und Ver- 

triebene 

681 12 Eingliederungshilfen und Entschädigungen 

Eingliederungshilfen für Spätaussiedler aus der ehemaligen UdSSR. Die überplan- 
mäßige Ausgabe in Höhe von 22.477 TE dient der Erfüllung einer Rechtsverpflich- 
tung. Die Rechtsverpllichtung beruht auf § 9 Abs.2 Bundesvertriebenengesetz. Die 
überplanmäßige Ausgabe ist mit Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen 
vom 3. November 2003 dem Deutschen Bundestag und dem Bundesrat mitgeteilt 
worden. Zuweisungen an die Häftlingshilfestiftung zur Sicherstellung von Unterstüt- 
zungsleistungen. Die überplanmmäßige Ausgabe in Höhe von 1.000 T€ beruht auf 
§18 Häftlingshilfegesetz an ehemalige politische Häftlinge in wirtschaftliche Notlage. 

07 Bundesministerium der Justiz 

07 02 Allgemeine Bewilligungen 

685 06 Besondere Finanzbeiträge und Erstattung von steuerlichen Anpassungsbeträgen an 

die Europäische Patentorganisation in München 

Mehrausgaben für besondere Finanzbeiträge und Erstattung von steuerlichen An- 
passungsbeträgen an die Europäische Patentorganisation in München. Die über- 
planmäßige Ausgabe dient der Erfüllung einer Rechtsverpflichtung. Die Rechtsver- 
pflichtung beruht auf Art. 41 der Versorgungsordnung für das Europäische Patentamt. 

08 Bundesministerium der Finanzen 

08 03 Bundesamt für Finanzen 

636 02 Erstattung von Verwaltungskosten an die Bundesversicherungsanstalt fiir Angestellte 

für die Durchführung der steuerlich geförderten Altersvorsorge nach dem Einkom- 
mensteuergesetz 

Mehraufwand bei der Durchführung der steuerlich geförderten Altersvorsorge nach 
dem Einkommensteuergesetz. Die überplanmäßige A usgabe dient der Erfüllung einer 
Rechtsverpflichtung. Die Rechtsverpflichtung beruht auf einer Verwaltungsvereinba- 
rung. Die überplanmäßige Ausgabe ist mit Schreiben des Bundesministeriums der 
Finanzen vom 19. November 2003 dem Deutschen Bundestag und dem Bundesrat 
mitgeteilt worden. 

09 Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit 

09 02 Allgemeine Bewilligungen 

683 15 Abwicklung des Sondervermögens 'Ausgleichsfonds zur Sicherung des Steinkoh- 
leneinsatzes* 

Zahlung von Prozesszinsen entsprechend § 291 Satz 1 BGB bezüglich der Zahlung 
eines Gmndmengenzuschusses an das Großkraftwerk Mannheim AG nach dem 
Gesetz über die wertere Sicherung des Einsatzes von Gemeinschaftskohle in der 
Elektrizitätswirtschall (3. Verstromungsgesetz) für die Zuschussjahre 1983 bis 1994. 
Die überplanmäßige Ausgabe dient der Erfüllung einer Rechtsverpflichtung. 
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Einzel- 

plan/ 

Kapitel/ 

Titel 

Einzelplan- / Kapitelbezeichnung / Zweckbestimmung 

Begründung der über- und außerplanmäßigen Ausgabe 

Ansatz laut 
Haushalts- 
plan 2003 

T€ 

bewilligte 
über-/außer- 
plan mäßige 
Ausgabe 

T€ 

1 

2 

3 

4 


15 09 Kriegsopferversorgung und -fürsorge sowie gleichartige Leistungen 

632 51 Kriegsopferfürsorgeleistungen und gleichartige Leistungen 

Höhere Zahl von Leistungsbeziehem. Die überplanmäßige Ausgabe dient der Erfül- 
lung von Rechtsverpflichtungen. Die Rechtsverpflichtung beruht auf §§ 1-8 des 
Bundesversorgungsgesetzes. Die überplanmäßige Ausgabe ist mit Schreiben des 
Bundesministeriums der Finanzen vom 23. Dezember 2003 dem Deutschen Bun- 
destag und dem Bundesrat mitgeteilt worden. 

68101 Versorgungsbezüge für Beschädigte 

Höhere Zahl von Leistungsbeziehem. Die überplanmäßige Ausgabe dient der Erfül- 
lung von Rechtsverpflichtungen. Die Rechtsverpflichtung beruht auf §§ 1-8 des 
Bundesversorgungsgesetzes. Die überplanmäßige Ausgabe ist mit Schreiben des 
Bundesministeriums der Finanzen vom 23. Dezember 2003 dem Deutschen Bun- 
destag und dem Bundesrat mitgeteilt worden. 

1513 Sozialversicherung 

636 23 Erstattung von einigungsbedingten Leistungen an die Rentenversicherung der Ar- 
beiter und der Angestellten 

Erstattungen des Bundes in den Bereichen Rehabilitation für Invalidenrentner, 
SED-Unrechtsbereinigung und für laufende Zahlungen bei Auffüllbeträgen und 
Rentenzahlungen. Die überplanmäßige Ausgabe dient der Erfüllung einer Rechts- 
verpftichtung. Die Rechtsverpflichtung beniht auf den §§ 315 a, 315 b, 319 a und 
319 b SGB VI, dem Übergangsrecht für Renten nach den Vorschriften des Beitritts- 
gebietes sowie auf dem Gesetz über den Ausgleich beruflicher Benachteiligung für 
Opfer politischer Verfolgung im Beitrittsgebiet (§ 291 c SGB VI). Die überplanmäßige 
Ausgabe ist mit Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen vom 7. Oktober 
2003 dem Deutschen Bundestag und dem Bundesrat mitgeteilt worden. 

636 27 Beteiligung des Bundes an der hüttenknappschaftlichen Zusatzversicherung 

Höhere Anzahl von in der hüttenknappschaftlichen Zusatzversicherung Versicherten, 
die ihre Anwartschaften in eine kapitalgedeckte Zusatzversicherung überführt haben. 
Die überplanmäßige Ausgabe dient der Erfüllung einer Rechtsveq>f!ichtung. Die 
Rechtsverpflichtung beruht auf § 27 HZvNG. Die überplanmäßige Ausgabe ist mit 
Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen vom 30. Oktober 2003 dem Deut- 
schen Bundestag und dem Bundesrat mitgeteilt worden. 

636 85 Zuschüsse zu den Beiträgen zur Rentenversicherung der in Werkstätten beschäf- 
tigten behinderten Menschen 

Gestiegene Beschäftigtenzahlen und Nachzahlungen, die sich aus der Abrechnung 
der Landesversorgungsämter mit den Betreuungseinrichtungen für das Jahr 2002 
ergeben. Die überplanmäßige Ausgabe dient der Erfüllung einer RechtsverpfUchtung. 
Die Rechtsverpflichtung beruht auf §179 Abs. 1 SGB VI. Die überplanmäßige Aus- 
gabe ist mit Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen vom 30. Oktober 2003 
dem Deutschen Bundestag und dem Bundesrat mitgeteilt worden. 

17 Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

17 02 Allgemeine Bewilligungen 

632 01 Aulwendungen für Gräber der Opfer von Krieg und Gewaltherrschaft 

Ruherechtsentschädigungen. Die überplanmäßige Ausgabe dient der Erfüllung einer 
Rechtsverpflichtung. Die Rechtsverpflichtung beruht auf § 3 Gräbergesetz. 

17 04 Bundesamt für den Zivildienst 

671 04 Erstattung von Verwaltungskosten an Verbände, denen Aufgaben übertragen sind .. 

Die überplanmäßige Ausgabe dient der Erfüllung einer Rechtsverpflichtung. Die 
Rechtsverpflichtung beruht auf Umsatzsteuemachforderungen auf Grund von Be- 
triebsprüfungen bei den Vertragsnehmem. 

17 10 Gesetzliche Leistungen für die Familie 

663 01 Erstattungen an Darlehensgeber für Zins- und Darlehensausfälle bei Krediten zu 

vergünstigten Bedingungen an junge Eheleute im Beitrittsgebiet 

Übernahme von Zinsausfällen gemäß Art. 2§ 2 Haushaltsbegleitgesetz 1991. 

23 Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 

Entwicklung 

23 02 Allgemeine Bewilligungen 

681 02 Leistungen nach dem Entwicklungshelfer-Gesetz 

Höhere Ausgaben für Arbeitslosengeld- und -Nlfezahlungen an zurückgekehrte 
Entwicklungshelfer. Die überplanmäßige Ausgabe dient der Erfüllung einer Rechts- 
verpflichtung. Die Rechtsverpflichtung beruht auf dem Entwicklungshelfergesetz. 
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Einzel- 

plan/ 

Kapitel/ 

Titel 

Einzelplan- / Kapitelbezeichnung / Zweckbestimmung 

Begründung der über- und außerplanmäßigen Ausgabe 

Ansatz laut 
Haushalts- 
plan 2003 

T€ 

bewilligte 

über-/außer- 

planmäßige 

Ausgabe 

T€ 

1 

2 

3 

4 


30 

Bundesministerium für Bildung und Forschung 



30 04 

632 11 

Hochschulen, Wissenschaft und Ausbildungsförderung 

BAföG - Schülerinnen und Schüler 

370.000 

46.000 


Höhere Zahl an Leistungsempfängern als bei Aufstellung des Haushalts 2003 un- 
terstellt. Rechtsverpflichtung aus der Ausführung des Bundesausbildungsförde- 
rungsgesetzes (BAföG). Die überplanmäßige Ausgabe ist mit Schreiben des Bun- 
desministeriums der Finanzen vom 13. November 2003 dem Deutschen Bundestag 
und dem Bundesrat mitgeteilt worden. 



632 12 

BAföG - Zuschüsse an Studierende 

435.000 

35.822 


Höhere Zahl an Leistungsempfängem als bei Aufstellung des Haushalts 2003 un- 
terstellt. Rechtsverpüichtung aus der Ausführung des Bundesausbildungsförde- 
rungsgesetzes (BAföG). Die überplanmäßige Ausgabe ist mit Schreiben des Bun- 
desministeriums der Finanzen vom 13. November 2003 dem Deutschen Bundestag 
und dem Bundesrat mitgeteilt worden. 



661 11 

BAföG - Zinszuschüsse und Erstattung von Dariehensausfällen an die Deutsche 
Ausgleichsbank 

45.000 

3.178 


Höhere Zahl an Leistungsempfängem als bei Aufstellung des Haushalts 2003 un- 
terstellt. Rechtsverpflichtung aus der Ausführung des Bundesausbitdungsförde- 
rungsgesetzes (BAföG). Die überplanmäßige Ausgabe ist mit Schreiben des Bun- 
desministeriums der Finanzen vom 13. November 2003 dem Deutschen Bundestag 
und dem Bundesrat mitgeteilt worden. 



60 

Allgemeine Finanzverwaltung 



60 02 

684 03 

Allgemeine Bewilligungen 

Zahlungen nach § 49 b Bundeswahlgesetz, § 28 Europawahlgesetz und dem Par- 
teiengesetz 

115.500 

7.549 


Leistungen an die Parteien nach Rechtskraft der Bewilligungsbescheide von 1999 
bei gleichzeitiger teilweiser Neuregelung einer Rückzahlungsverpflichtung. Die 
überplanmäßige Ausgabe dient der Erfüllung einer Rechtsverpflichtung. Die 
Rechtsverpllichtung beruht auf § 18 Parteiengesetz. 
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2. Über- und außerplanmäßige Verpflichtungsermächtigungen 
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3. Über- und außerplanmäßige Ausgaben (ohne Einwilligung des Bundesministeriums der Finanzen) 


Einzel- 

plan/ 

Kapitel/ 

Titel 

Einzelplan- / Kapitelbezeichnung / Zweckbestimmung 

Begründung der über- und außerplanmäßigen Ausgabe 

Ansatz laut 
Haushalts- 
plan 2003 

T€ 

über-/außer- 

planmäßige 

Ausgabe 

T€ 

1 

2 

3 

4 

02 

02 05 

982 07 

Deutscher Bundestag 

Mitglieder des Europäischen Parlaments 

Ausgaben für die Abwicklung der Gehaltszahlungen für die Mitarbeiter der Euro- 
päischen Abgeordneten des Europäischen Parlaments 

Auf Grund verzögerter Erstattungsleistungen des Europäischen Parlaments konnten 
Einnahmen bei Tit. 382 07, die gemäß Haushaltsvermerk zweckgebunden der 
Leistung der entsprechenden Ausgaben dienen, nicht mehr rechtzeitig verbucht 
werden, Insofern entstanden die Mehrausgaben. Die überplanmäßige Ausgabe 
dient der Erfüllung einer Rechtsverpflichtung. Die Rechtsverpflichtung beruht auf 
den Arbeitsverträgen. 

0 

3 

05 

05 04 

893 40 

Auswärtiges Amt 

Pflege kultureller Beziehungen zum Ausland 

Goethe-Institut Inter Nationes e. V., München - Investitionen 

Fehlerhafte Abbuchung im Abrufverfahren durch das Goethe-Institut Inter Nationes 
München. Der Betrag von 37.000 € wurde versehentlich nicht bei Kap. 0504 Tit. 
68716 belastet. 

2.635 

37 

12 

12 25 

882 29 

Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen 
Wohnungswesen und Städtebau 

Zuweisungen für Investitionen in Regionen mit erhöhter Wohnungsnachfrage - 

Abwicklung 

Erfüllung von Altverpflichtungen im Rahmen der Sozialen Wohnraumfürsorge. Die 
überplanmäßige Ausgabe dient der Erfüllung einer Rechtsverpflichtung. Die Rechts- 
verpflichtung beruht auf Verwaltungsvereinbarungen mit den alten Bundesländern 
aus den Jahren 1992 bis 1995. 

0 

1.502 

30 

30 04 

632 11 

Bundesministerium für Bildung und Forschung 

Hochschulen, Wissenschaft und Ausbildungsförderung 

BAföG - Schülerinnen und Schüler 

Höhere Zahl an Leistungsempfängern als bei Aufstellung des Haushalts 2003 
unterstellt. Rechtsverpflichtung aus der Ausführung des Bundesausbildungsförde- 
rungsgesetzes (BAföG). Das Bundesministerium der Finanzen hat bestätigt, dass es 
bei rechtzeitiger Vorlage eines Antrags die Einwilligung nach Art. 1 12 GG gegeben 
hätte. 

370.000 

4.522 

60 

60 04 

681 01 

Allgemeine Finanzverwaltung 

Sonderleistungen des Bundes 

Leistungen auf Grund des Gesetzes zur Abgeltung von Reparations-, Restitutions-, 
Zerstörungs- und Rückerstattungsschäden 

Mehrbedarf nach den Vorschriften des Reparationsschädengesetzes infolge eines 
nicht vorhersehbaren außergewöhnlich gelagerten Einzelfalles. Das Bundesminis- 
terium der Finanzen hat bestätigt, dass es bei rechtzeitiger Vorlage eines Antrags 
die Einwilligung nach Art. 1 12 GG gegeben hätte. 

288 

673 
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